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Die geplante Beam-

tenrechtsreform ist

nun auch in die

parteipolitische

Konfrontation der

großen Koalition ge-

raten. Insbesondere

gibt es Differenzen

um die künftige

leistungsbezogene

Bezahlung für

Beamte. Die SPD-

Fraktion steht derzeit

dem Gesetzentwurf

von Innenminister

Schäuble (CDU)

insgesamt kritisch

gegenüber.

B
undesarbeitsminister
Franz Müntefering
(SPD) will die von In-
nenminister Wolfgang
Schäuble (CDU) ge-

plante Reform des Beamten-
rechts noch abändern. Der
Schäuble-Entwurf des Dienst-
rechtsneuordnungsgesetzes
(DNeuG), der unter anderem
modernere Bezahlungsstruktu-
ren für die rund 370 000 unmit-
telbaren Bundesbeamten, Rich-
ter und Soldaten zum Ziel hat,
sollte nach den Plänen des Bun-
desinnenministeriums (BMI) ur-
sprünglich schon Ende März
2007 im Kabinett beschlossen
werden.

Das Arbeitsministerium hat
nunmehr als gemeinsamer Spre-
cher aller SPD-Ressorts neue
Einwände vorgebracht, die
zunächst weitere Fachge-
spräche in der Regierungskoali-
tion erfordern.

In erster Linie gibt es Differen-
zen bei der künftigen leistungs-
bezogenen Bezahlung für Be-

amte. Nach den Vorstellungen
der SPD sei der Schäuble-Ent-
wurf in diesem Punkt nicht aus-
rei-chend. Die Union sieht da-
gegen in den Einwänden der
SPD eine zusätzliche aufwendi-
ge Bürokratisierung des Beam-
tenrechts, die nach den Inten-
tionen des Gesetzentwurfs ver-
mie-den werden soll.

Höhere Leistungsbezahlung
gefordert
Kritisch verfolgt der dbb beam-
tenbund und tarifunion die Ent-
wicklung. Der dbb Bundesvor-
sitzende Peter Heesen hält auch
wenig von den SPD-Forderun-
gen, abweichend von Schäubles
Entwurf noch ein ganz neues
Verfahren der Leistungsbewer-
tung für Beamte einzuführen.
„Ich wünsche mir, dass die Ko-
alition den finanziellen Rahmen
für Leistungsprämien erweitert“,
sagte Heesen. Doch eine lau-
fende individuelle Leistungs-
bewertung, wie sie neuer-
dings im Tarifrecht für die
Arbeitnehmer gilt, sei im
Beamtenrecht „derzeit
nicht erstrebens-
wert“. Der Auf-
wand dafür
„würde in keinem
sinnvollen Ver-
hältnis zum Nut-
zen stehen“, betonte dbb Chef
Heesen. In diese Richtung geht
auch die Forderung der Ver-
kehrsgewerkschaft GDBA, bei
der Leistungsbezahlung, die
zwar „on-top“ gewährt wer-
den soll, das beabsich-
tigte Volumen von 0,3
Prozent auf mindestens ein
Prozent zu erhöhen (wir be-
richteten).

Anstoß für die parteipolitische
Auseinandersetzung ist die vor
etwa zwei Jahren nach einem
Kraftakt beschlossene Radikal-

reform des Tarifrechts im öffent-
lichen Dienst (TvöD). Danach
müssen ab 2007 alle Tarifbe-
schäftigten ihre Arbeitsleistung
vom Vorgesetzten bewerten las-
sen. Denn ein Betrag von einem
Prozent der jährlichen Gehalts-
summe wird erfolgsbezogen ge-
zahlt. In Anlehnung an den vom
ehemaligen Innenminister Otto
Schily (SPD) eingebrachten aber
mit dem Regierungswechsel in-
zwischen verfallenen Gesetz-
entwurf eines „Strukturreform-
gesetzes“ will die SPD nun die-
ses System auf die Beamtinnen
und Beamten über-
tragen.

Bun-
desin-
nen-
mini-
ster

Schäuble
will dagegen die Leistungsbe-
zahlung vereinfachen. Die so-
genannten Leistungsstufen sol-
len entfallen und lediglich die

mit dem Dienstrechtsreformge-
setz 1997 eingeführten Rege-
lungen über Leistungsprämien
leicht modifiziert werden. Da-
nach können Beamte auf Grund
einer besonderen Leistung wie
bisher Leistungsprämien ge-
währt werden, ohne ein neues
zusätzliches Leistungsbewer-
tungsverfahren einzuführen.
Damit soll eine neue Bewer-
tungsbürokratie vermieden wer-
den. Sonst hätten am Ende
Führungskräfte mehr mit Perso-
nalangelegenheiten zu tun als
mit ihrer eigentlichen Aufgabe,
argumentiert das BMI.

Streitig ist überdies, wie
viel Geld insgesamt für
die Leistungsbezah-
lung bereitgestellt
werden soll. Nach
Schäubles Entwurf

bliebe es bei den Be-
amten – wie bisher – bei

0,3 Pro-
zent

der

Ge-
haltssumme
und damit bei
nur einem Drit-
tel des Volu-
mens im Tarif-
bereich. Zu

diesem Punkt
haben auch der

dbb und und die
Verkehrsgewerk-

schaft GDBA schon früh-
zeitig eine Erhöhung desVolu-

mensgefordert.Dazumuss jedoch
neben Schäuble auch noch Fi-
nanzminister Steinbrück (SPD)
überzeugt werden. Dieser will
jedoch die erwarteten Steuer-

Beamtenrechtsreform
verzögert sich noch
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mehreinnahmen für die Rück-
führung der hohen Nettoneu-
verschuldung und allenfalls in
bescheidenem Umfang für Zu-
kunftsinvestitionen, wie Bil-
dung und Forschung, verwen-
den.

Mitnahme von Ver-
sorgungsansprüchen
Dennoch ist der für Innenpolitik
zuständige SPD-Fraktionsvize,
Fritz Rudolf Körper, durchaus
zuversichtlich. Zwar wünsche
sich die SPD bei der Leistungs-
bezahlung eine „gewisse Paral-
lelität“ von Tarif- und Beamten-
recht. Wichtig sei aber noch ein
dritter Punkt: Um Beamten ei-
nen Berufswechsel in die Privat-

wirtschaft zu erleichtern, sollten
einige Hemmnisse im Versor-
gungsrecht beseitigt werden.
Auch die Verkehrsgewerkschaft
GDBA und der dbb fordern die
Mitnahmefähigkeit von Versor-
gungsansprüchen beim Aus-
scheiden aus dem Beamtenver-
hältnis, die jedoch das BMI
aus Kostengründen bisher
ablehnt. Damit würde die
notwendige Flexibilität und
Mobilität zwischen öffentli-
chen Dienst und Privatwirt-
schaft gefördert, argumentieren
dbb und Verkehrsgewerkschaft
GDBA.

Dass die geplante Beamten-
rechtsreform noch scheitert, ist
zwar unwahrscheinlich; dies

wäre im Übrigen auch für Bun-
desarbeitsminister Müntefering
aus einem anderen Grund pro-
blematisch. Denn neben der Be-
soldungsreform beinhaltet das
Gesetzespaket auch die Über-
tragung der mit dem RV- Alters-
grenzenanpassungsgesetz be-
reits im März von Bundestag
und Bundesrat beschlossenen
„Rente mit 67“ auf die Beamtin-
nen und Beamten.

Die Verkehrsgewerkschaft
GDBA hält die Anhebung der
Altersgrenze vor allem arbeits-
marktpolitisch aber auch für be-
sonders belastete Berufgruppen
für verfehlt. Eine Anhebung der
Regelaltersgrenze darf nur auf

freiwilliger Basis und versor-
gungswirksam erfolgen. In be-
sonders belasteten Bereichen
(Wechseldienst) fordert die Ver-
kehrsgewerkschaft GDBA eine
niedrigere Altersgrenze.

Ausführliche Informationen so-
wie der umfangreiche Gesetz-
entwurf des DNeuG stehen für
unsere Mitglieder im Intranet
der Verkehrsgewerkschaft GD-
BA unter „Beamte/Allg. Rechts-
grundlagen/Dienstrechtsre-
form“ zur Verfügung. Zusätzli-
che Informationen sind im In-
tranet des dbb auf der Startseite
unter „Entwurf eines Dienst-
rechtsneuordnungsgesetzes“
enthalten. j.m.

Beamte sind keine
Last der Vergangen-
heit – wir brauchen
sie im Bahnkonzern.
Mit dieser Feststel-
lung eröffneten Kay
Uwe Arnecke und
Klaus Rüffler von der
Deutschen Bahn am
24. April 2007 in
Berlin eine Fachta-
gung, an der zahl-
reiche Gäste aus
den Gewerkschaf-
ten, den Personal-
vertretungen sowie
der Politik und Ver-
waltung teilnahmen.

Z
iel der Deutschen Bahn
ist eine einheitliche Per-
sonalpolitik für Beamte
und Arbeitnehmer.
Hierfür sind nach Auf-

fassung der DB AG Öffnungs-
klauseln im Beamtenrecht er-
forderlich, damit inhaltsgleiche
Zulagen und Arbeitszeitrege-
lungen für Beamte und Arbeit-
nehmer geschaffen werden
können.

Bei der Deutschen Bahn AG

werden rund 42000 zugewiese
und 3900 beurlaubte Beamte
beschäftigt. Bis 2010 wird die
Zahl der Beamten auf 39000,
bis 2020 auf 27000 sinken. Im
Jahre 1994 haben rund 109.000
Beamte bei der Deutschen Bun-
desbahn gearbeitet.

Die Verkehrsgewerkschaft
GDBA steht der Forderung nach
einer einheitlichen Personalpo-
litik im Bahnkonzern aufge-
schlossen gegenüber. Dabei

müssen aber die Rechte der Be-
amten gewahrt werden.

An der Fachtagung der Deut-
schen Bahn AG nahmen zahl-
reiche Personalvertreter der
Verkehrsgewerkschaft GDBA
und mehrere Bundesvorstands-
mitglieder, unter ihnen der stell-
vertretende Bundesvorsitzende
Hans-Jürgen Seiffert und Hel-
mut Heutz, der im Bundesvor-
stand für den öffentlichen
Dienst zuständig ist, teil.

Fachtagung in Berlin:
Die Bahn braucht ihre Beamten

Magazin_6_0531 06.06.2007 11:51 Uhr Seite 8




